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Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen eines
Gesellschafters an die Gesellschaft
Umsatzsteuerliche Praxisfragen zur GmbH & Co. KG

von Dipl.-Kffr. Marion Titgemeyer, Osnabrück

++ Kernaussagen ++
Häufig berechnen Komplementär-GmbH den KG, an denen sie ohne Einlage beteiligt sind, den
Auslagenersatz für die Geschäftsführung oder für Vertretungsleistungen. Hierbei stellt sich die
Frage, ob für diese Leistungen USt zu berechnen ist. Mit Urteil vom 6. 6. 2002 hatte der BFH seine
bisherige Rechtsprechung aufgegeben und entschieden, dass diese Leistungen umsatzsteuerbar
sind. Nachfolgender Praxisbeitrag fasst die Auswirkungen auf die GmbH & Co. KG als häufigsten
Anwendungsfall zusammen.

++ Kurzgliederung ++

I.II.III. EinführungRechtsprechungsentwicklungAktuelle Rechtslage IV. Fallgestaltungen aus dem Bereich der GmbH & Co. KG

V. Fazit

I. Einführung
Im Jahr 2002 hat der BFH seine bisherige Rechtsprechung zur umsatzsteuerlichen Behandlung von
Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen eines Gesellschafters an eine Personengesellschaft
gegen Entgelt aufgegeben. Wurde die Ausübung der Mitgliedschaftsrechte früher nicht als Leis-
tung eines Gesellschafters an die Gesellschaft bewertet, sind derartige Leistungen nunmehr
grundsätzlich als umsatzsteuerbar zu beurteilen (BFH vom 6. 6. 2002 - V R 43/01, BStBl 2003 II
S. 36).

Die zahlreichen, im Umfeld dieser Entscheidung entstandenen Zweifelsfragen hat die Finanzver-
waltung mittlerweile mehrfach versucht zu klären – zuletzt mit der Verfügung der OFD Düsseldorf
vom 2. 2. 2005 (vgl. auch BBK-KN Nr. 98/2005 F. 1 S. 4485).

Im Folgenden werden unterschiedliche in der Praxis relevante Fallgestaltungen – insbesondere im
Zusammenhang mit der GmbH & Co. KG – erläutert.

II. Rechtsprechungsentwicklung

1. Bisherige BFH-Rechtsprechung
In seiner Entscheidung vom 19. 7. 1973 - V R 157/71, BStBl II S. 764, stellte der BFH fest, dass die
Geschäftsführung einer KG durch eine GmbH, welche die einzige Komplementärin der KG ist, ge-
gen Erstattung der Aufwendungen eine steuerpflichtige Leistung darstellt.

Diese Rechtsprechung wurde aber 1980 wieder aufgegeben (vgl. BFH vom 17. 7. 1980 - V R 5/72,
UStR 1980 S. 202). Der BFH entschied, dass Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen an eine
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Personengesellschaft durch eine GmbH, die ihre einzige geschäftsführende persönlich haftende
Gesellschafterin ist, keine gegenüber einer anderen Person erbrachte Leistung i. S. des § 1 Abs. 1
Nr. 1 UStG darstellt.

Dies gilt unabhängig davon, ob eine gewinnabhängige oder gewinnunabhängige Geschäftsfüh-
rungsvergütung fließt, und auch in Fällen, in denen keine Zahlungen erfolgen. In seiner Begrün-
dung stellte der BFH darauf ab, dass sich die Komplementär-GmbH und die KG nicht in dem Sinne
gegenüberstehen, dass der Gesellschafter eine Leistung erbringt und die Gesellschaft diese emp-
fängt. Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise realisiert sich der Gesellschaftszweck (zu dessen Er-
reichung sich die Gesellschafter verbunden haben) aufgrund der fehlenden eigenen Handlungsfä-
higkeit der Gesellschaft durch das Tätigwerden ihrer Gesellschafter. Wenn der Gesellschafter seine
Rechte ausübt, betätigt er sich zugleich als Gesellschaft und erbringt keine Leistung an einen an-
deren. In der Ausübung dieser Rechte ist keine Leistung an die Gesellschaft zu sehen, da dieser Er-
folg der eigenen Betätigung des Gesellschafters als Reflex zugute kommt.

Das BFH-Urteil vom 6. 6. 2002 (a. a. O.) führte zu einer erneuten Rechtsprechungsänderung. So
wurde festgestellt, dass Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen, die eine GmbH als einzi-
ge Gesellschafterin einer Personengesellschaft für diese erbringt, grundsätzlich steuerbar sind
(ausführlich hierzu vgl. Abschn. III).

2. Verwaltungsauffassung
Das BMF hatte die Rechtsprechungsänderung nachvollzogen und angeordnet, dass die Urteils-
grundsätze ab dem 1. 7. 2003 anzuwenden sind (vgl. BMF-Schreiben vom 13. 12. 2002 - IV B 7 - S
7100 - 315/02, BStBl I S. 68).

Dieser Termin wurde allerdings mehrfach verschoben, zuletzt auf den 1. 4. 2004 (vgl. BMF vom
17. 6. 2003, BStBl I S. 378 und Schreiben vom 23. 12. 2003, a. a. O.).

Zugleich nahm das BMF zu einigen offen gebliebenen Problemen Stellung. Die OFD-Vfg. vom
28. 10. 2004 (vgl. OFD Nürnberg vom 28. 10. 2004 - S 7100 - 626/St 43) sowie vom 2. 2. 2005
(a. a. O.) klären weitere Auslegungsfragen (ausführlich hierzu vgl. Abschn. III).

III. Aktuelle Rechtslage
Mit seinem Urteil vom 6. 6. 2002 leitete der BFH eine Kehrtwende in der umsatzsteuerlichen Be-
handlung von Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen eines Gesellschafters an eine Perso-
nengesellschaft ein und entschied, dass Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen, die eine
GmbH als einzige Gesellschafterin einer Personengesellschaft für diese erbringt, grundsätzlich
steuerbar sind.

Unter Rückgriff auf die ständige Rechtsprechung des EuGH (vgl. EuGH vom 27. 1. 2000 - Rs.
C-23/98, UR 2000 S. 121) wurde klargestellt, dass ein umsatzsteuerlicher Leistungsaustausch das
Gegenüberstehen einer Leistung und einer Gegenleistung, zwischen denen ein unmittelbarer Zu-
sammenhang besteht, voraussetzt. Zur Beurteilung des Vorliegens eines derartigen Leistungsaus-
tauschs ist es unerheblich, ob der Gesellschafter bei der Geschäftsführung zugleich auch Mitglied-
schaftsrechte ausübt. Vielmehr ist bei der Beantwortung dieser Frage auf die Merkmale „Selbstän-
digkeit” und „Sonderentgelt” abzustellen (vgl. Müller-Lee, UStB 2004 S. 162; Stützel, DStR 2004
S. 1624; Clemm/Buttenhauser, UR 2004 S. 333). 
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1. Selbständigkeit

1.1 Natürliche Personen

Laut BMF (vgl. a. a. O.) sind natürliche Personen als Gesellschafter, die Geschäftsführungs- und Ver-
tretungsleistungen an eine Personengesellschaft erbringen, unter den Voraussetzungen des § 2
Abs. 1 UStG selbständig (vgl. hierzu auch Abschn. IV) tätig. Da der Gesellschafter Mitunternehmer
i. S. des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG ist und nach Abschn. 17 Abs. 1 Satz 8 UStR die Frage der Selb-
ständigkeit natürlicher Personen für die USt, ESt und GewSt nach denselben Grundsätzen zu beur-
teilen ist, liegt keine Weisungsgebundenheit i. S. des § 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG vor. Ebenso wenig führt
ein Weisungsrecht der Personengesellschaft, das gesellschaftsvertraglich vereinbart ist, zu einer
Weisungsgebundenheit i. S. des § 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG.

Unter den Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG sind natürliche Personen als Gesellschafter,
die Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen an eine Kapitalgesellschaft erbringen, nicht
selbständig tätig. Dies trifft vor allem dann zu (vgl. hierzu auch Abschn. IV), wenn sie im Zuge ihrer
Tätigkeit Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit nach § 19 EStG erzielen. Infolge der einkommen-
steuerrechtlichen Beurteilung als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit liegt somit keine selb-
ständige Ausübung der Tätigkeit i. S. des § 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG vor.

Infolgedessen ist der Gesellschafter-Geschäftsführer einer Personengesellschaft als selbständig tä-
tig zu beurteilen, während der Geschäftsführer einer Kapitalgesellschaft, der für diese Tätigkeit
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit nach § 19 EStG erzielt, keine selbständige Tätigkeit i. S. des
§ 2 Abs. 1 UStG ausübt (vgl. Müller-Lee, UStB 2004 S. 162).

Beispiel 1: Dem Komplementär einer aus natürlichen Personen bestehenden KG wird eine Tä-
tigkeitsvergütung für seine Geschäftsführungsleistung gegenüber der KG gezahlt.

Der Komplementär ist als selbständig tätig zu beurteilen.

Beispiel 2: Dem Aktionär einer AG wird für seine Geschäftsführungsleistung gegenüber der AG
eine Tätigkeitsvergütung gezahlt. Zwischen den Parteien besteht ein Arbeitsvertrag.

Der Aktionär ist als nicht selbständig tätig zu beurteilen.

1.2 Juristische Personen

Nach der Rechtsauffassung des BMF sind juristische Personen grundsätzlich selbständig tätig, so-
fern sie als Gesellschafter die Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen an eine Personenge-
sellschaft erbringen. Auch aus dem Weisungsrecht der Gesellschafterversammlung gegenüber
dem Geschäftsführer resultiert keine Unselbständigkeit.

Eine nicht selbständig ausgeübte Tätigkeit liegt vor, sofern die juristische Person im Rahmen der
Organschaft nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG in ein anderes Unternehmen eingegliedert ist. Im vielfach
vorzufindenden Fall einer GmbH, die an einer KG als persönlich haftende Gesellschafterin beteiligt
ist (GmbH & Co. KG), kann die GmbH nicht als Organgesellschaft in das Unternehmen dieser KG
eingegliedert sein (vgl. BFH-Urteil vom 14. 12. 1978 - V R 85/74, BStBl 1979 II S. 288, Abschn. 21
Abs. 2 Satz 4 UStR).
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Beispiel 3: Eine Komplementär-GmbH wird gegen ein Sonderentgelt geschäftsführend für eine
KG tätig, deren Kommanditist gleichzeitig Geschäftsführer der Komplementär-GmbH ist. 

In diesem Fall ist die Komplementär-GmbH mit ihrer Geschäftsführungsleistung selbständig
tätig, da diese von der Komplementär-GmbH an die KG im Rahmen eines umsatzsteuerbaren
Leistungsaustauschs erbracht wird. Dies gilt auch dann, wenn die Vergütung unmittelbar an
den Geschäftsführer der Komplementär-GmbH gezahlt wird.

2. Entgeltformen

2.1 Sonderentgelte

Des Weiteren stellte das BMF fest, dass ein Gesellschafter sowohl Leistungen, die ihren Grund in
einem gesellschaftsrechtlichen Beitragsverhältnis haben, als auch Leistungen, die auf einem ge-
sonderten schuldrechtlichen Austauschverhältnis beruhen, erbringen kann. Umsatzsteuerrechtlich
sind diese Leistungen danach zu beurteilen, ob sie als Gesellschafterbeitrag durch die Beteiligung
am Gewinn oder Verlust der Gesellschaft abgegolten werden oder ob sie gegen Sonderentgelt aus-
geführt werden und somit auf einen Leistungsaustausch gerichtet sind. Hierbei kommt es auf die
tatsächliche Ausführung des Leistungsaustauschs und nicht allein die gesellschaftsrechtliche Ver-
pflichtung an. Ausschlaggebend für das Vorliegen eines Leistungsaustauschs sind das Vorhanden-
sein von Leistendem und Leistungsempfänger und das Gegenüberstehen von Leistung und Gegen-
leistung. Voraussetzung für die Steuerbarkeit der Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen
ist folglich, dass ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der erbrachten Leistung und dem
empfangenen Sonderentgelt besteht (vgl. BFH vom 6. 6. 2002 - V R 43/01, BStBl 2003 II S. 36; BFH
vom 16. 1. 2003 - V R 92/01, BStBl II S. 732). Unerheblich ist die Bezeichnung der Gegenleistung
(beispielsweise als Aufwendungsersatz, Umsatzbeteiligung, Kostenerstattung).

2.2 Gewinnvorab

Dahingegen stellt ein im Rahmen der Ergebnisverwendung verteilter Gewinnvorab aus dem Bi-
lanzgewinn (z. B. an den geschäftsführenden Gesellschafter) kein Sonderentgelt dar (maßgeblich
ist in diesem Zusammenhang der handelsbilanzielle Gewinn). Sofern einem Gesellschafter für sei-
ne Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen jedoch eine Vergütung zufließt, welche bei der
Ergebnisermittlung bei der Handelsbilanz als Aufwand behandelt wird, liegt ein Leistungsaus-
tausch zwischen Gesellschaft und Gesellschafter vor. Dies gilt auch, wenn die Vergütung als Ge-
winnvorab bezeichnet wird. Die Vergütung ist in diesem Fall als Gegenleistung für die erbrachte
Leistung anzusehen. Dass der Gesellschafter zugleich seine Mitgliedschaftsrechte ausübt, ist hier-
bei aufgrund der Rechtsprechungsänderung des BFH unbedeutsam.

2.3 Gewinnabhängige Vergütungen

Sofern sich gewinnabhängige Vergütungen nicht nach den vermuteten, sondern nach den tat-
sächlich erbrachten Gesellschafterleistungen bemessen, können auch sie ein zur Steuerbarkeit
führendes Sonderentgelt darstellen (z. B. Gesellschafterbeiträge gegenüber Arbeitsgemeinschaf-
ten des Baugewerbes).

In Fällen, in denen für die Geschäftsführungs- und Vertretungsleistung neben einem Sonderent-
gelt auch eine gewinnabhängige Vergütung entrichtet wird (sog. Mischentgelt), erfolgt eine um-
satzsteuerlich getrennte Beurteilung: Während das Sonderentgelt – da die Zuordnung zu einer be-
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stimmten Leistung möglich ist – als Entgelt einzuordnen ist, handelt es sich bei der gewinnabhän-
gigen Vergütung um kein Entgelt.

2.4 Haftungsvergütung

Daneben besteht die Möglichkeit, dass auch andere gesellschaftsrechtlich zu erbringende Leistun-
gen der Gesellschafter an die Gesellschaft bei Zahlung eines Sonderentgelts als Gegenleistung für
diese Leistung einen umsatzsteuerbaren Leistungsaustausch begründen. Grundsätzlich wird eine
Haftungsvergütung der Gesellschaft an die Gesellschafter (als Entschädigung der Komplementär-
GmbH für das übernommene Haftungsrisiko) nicht im Rahmen eines Leistungsaustauschverhält-
nisses gewährt. Sofern allerdings ausnahmsweise ein Sonderentgelt bejaht werden kann, ist die
Leistung des Gesellschafters nicht gem. § 4 Nr. 8 Buchst. g UStG steuerfrei.

IV. Fallgestaltungen aus dem Bereich der GmbH & Co. KG
In Ergänzung zum BMF-Schreiben vom 23. 12. 2003 wurde in den o. g. Verfügungen der OFD Nürn-
berg vom 28. 10. 2004 sowie der OFD Düsseldorf vom 2. 2. 2005 zu verschiedenen, bisher unklar
gebliebenen Praxisfällen Stellung genommen.

1. Fall: Organschaftliche Eingliederung der Komplementär-GmbH in
die KG
Eine Einheits-GmbH & Co. KG liegt vor, wenn die GmbH & Co. KG 100 % der Anteile an ihrer eige-
nen Komplementär-GmbH hält, d. h. sie ist alleinige Inhaberin der Geschäftsanteile. Bei einer der-
artigen Gestaltung kann eine umsatzsteuerliche Organschaft nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG vorliegen.

Voraussetzung für eine umsatzsteuerliche Organschaft sind die wirtschaftliche, die organisatori-
sche sowie die finanzielle Eingliederung. Letzteres Merkmal wird durch die Beteiligung an der KG
erfüllt. Zudem kann die KG aufgrund ihrer außerordentlichen Gesellschafterstellung sicherstellen,
dass in der GmbH ihr Wille durchgesetzt wird, d. h. auch eine organisatorische Eingliederung ist
vorhanden.

Dem steht auch nicht entgegen, dass die GmbH wiederum Geschäftsführerin der KG ist und folg-
lich auf die Willensbildung des möglichen Organträgers Einfluss nimmt. Ist auch die erforderliche
Bedingung der wirtschaftlichen Eingliederung vorzufinden, nimmt die Finanzverwaltung eine Or-
ganschaft nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG an.

2. Fall: Selbständigkeit des GmbH-Geschäftsführers, der gleichzeitig
Kommanditist der KG ist
Bei diesem häufig in der Praxis vorzufindenden Fall stellt sich die Frage, ob es beim Kommanditis-
ten allein infolge der ertragsteuerlichen Umqualifizierung seiner Einkünfte aus nichtselbständiger
Arbeit gem. § 19 EStG in gewerbliche Einkünfte gem. § 15 EStG (vgl. H 138 Abs. 3 EStH) zur Beseiti-
gung der Nichtselbständigkeit des Gesellschafter-Geschäftsführers der Komplementär-GmbH
kommt. Dies hätte zur Folge, dass die Geschäftsführungsleistung, die der Gesellschafter-Ge-
schäftsführer an die GmbH erbringt, eine umsatzsteuerbare Leistung darstellt.

Wie in Abschn. II erläutert, sind gem. BMF-Schreiben vom 23. 12. 2003 natürliche Personen, die Ge-
schäftsführungsleistungen an eine Kapitalgesellschaft erbringen, unter den Voraussetzungen des
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG als nichtselbständig zu beurteilen. Da dies „vor allem dann” gilt (BMF vom
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23. 12. 2003 - IV B 7 - S 7100 – 246/03, BStBl 2004 I S. 240), wenn im Rahmen dieser Tätigkeit
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit nach § 19 EStG erzielt werden, ist der Umkehrschluss
möglich, dass auch Steuerpflichtige, die gewerbliche Einkünfte gem. § 15 EStG (Mitunternehmer)
erzielen, umsatzsteuerlich nichtselbständig sein können.

Die lediglich ertragsteuerliche Umqualifizierung der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit in ge-
werbliche bei einem Kommanditisten, der Geschäftsführer der Komplementär-GmbH ist, führt
nicht dazu, dass der Kommanditist selbständig Geschäftsführungsleistungen gegenüber der Kom-
plementär-GmbH erbringt. Das o. g. BMF-Schreiben greift in diesem Fall nicht, da die betroffenen
Geschäftsführungsleistungen nicht an eine Personengesellschaft, sondern an eine Kapitalgesell-
schaft erbracht werden.

Die Finanzverwaltung begründet ihre Auffassung ferner damit, dass sich aus der ertragsteuerli-
chen Würdigung der Tätigkeit eines bei der Komplementär-GmbH als Geschäftsführer angestell-
ten Kommanditisten (Mitunternehmer) keine umsatzsteuerliche Unternehmereigenschaft ablei-
ten lässt. Vielmehr soll die entsprechende Vorschrift des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG die Besteue-
rung von Einzel- und Mitunternehmern annähern, indem Tätigkeitsvergütungen in gewerbliche
Einkünfte umqualifiziert werden und sie dementsprechend den Gewinn der Gesellschaft nicht
mindern. Diese ertragsteuerliche Sonderregelung trifft jedoch keine Aussage zur umsatzsteuerli-
chen Selbständigkeit.

Infolgedessen unterliegt das Geschäftsführergehalt eines Gesellschafter-Geschäftsführers der
Komplementär-GmbH einer GmbH & Co. KG, an der der Geschäftsführer zugleich als Kommandi-
tist beteiligt ist, nicht der USt.

3. Fall: Auswirkungen eines zwischen dem Kommanditisten und der
KG geschlossenen Anstellungsvertrags auf die Leistungsbeziehung bei
der GmbH & Co. KG
Diese Fallvariante bezieht sich auf eine GmbH & Co. KG, bei der die Geschäftsführungstätigkeit
nicht durch die Komplementär-GmbH, sondern durch einen Kommanditisten, der zugleich Ge-
schäftsführer der Komplementär-GmbH ist, erfolgt. Zu diesem Zweck wird ein zivilrechtlich wirk-
samer Anstellungsvertrag geschlossen und eine Tätigkeitsvergütung unmittelbar an den Kom-
manditisten gezahlt. Die Finanzverwaltung geht davon aus, dass der Kommanditist eine Leistung
gegen ein Sonderentgelt auf schuldrechtlicher Grundlage an die KG erbringt und infolgedessen
gegenüber der KG selbständig tätig wird. Falls keine Zahlung eines Sonderentgelts an die Komple-
mentär-GmbH erfolgt, liegt zwischen der Komplementär-GmbH und der KG mangels Entgelt kein
steuerbarer Leistungsaustausch vor.

V. Fazit
Die OFD Düsseldorf vom 2. 2. 2005 vermochte es, einige der auch nach Ergehen des BMF-Schrei-
bens vom 23. 12. 2003 offen gebliebenen Fragen zu klären und insbesondere im Bereich der GmbH
& Co. KG mehr Rechts- und Planungssicherheit für die betroffenen Steuerpflichtigen und ihre steu-
erlichen Berater zu schaffen.

Die Auffassung der Finanzverwaltung zu unterschiedlichen Problembereichen steht tendenziell im
Einklang mit diesbezüglich im Vorfeld im Schrifttum geäußerten Vermutungen (vgl. z. B. Stützel,
DStR 2004 S. 1642). Dennoch verbleiben verschiedene Auslegungsfragen, die weiterer Klärung be-
dürfen.
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